
§28  ♦

Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge

(1) Über die Zulassung der Wahlvorschläge haben die Wahl­
kreiskommissionen spätestens am 20. Tage vor der Wahl in öffent­
licher Sitzung zu entscheiden.

(2) Entspricht der Wahlvorschlag nicht den gesetzlichen Er­
fordernissen, so hat die zuständige Wahlkreiskommission zur 
Behebung des Mangels eine Frist bis spätestens 15 Tage vor der 
Wahl zu setzen, um nach Ablauf dieser Frist über die Zulassung 
des Wahlvorschlages zu entscheiden.

(3) Gegen den Beschluß der Wahlkreiskommission, einen Wahl­
vorschlag nicht zuzulassen, steht dem Nationalrat der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland bzw. dem betreffenden 
Ausschuß der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
der Einspruch an die Wahlkommission der Republik bzw. an die 
zuständige Bezirks-, Kreis-, Stadt-, Stadtbezirks- oder Gemeinde­
wahlkommission zu. Deren Entscheidung ist endgültig.

(4) Dasselbe Einspruchsrecht ist auch für den Fall gegeben, daß 
die Erteilung der Bescheinigung über die Wählbarkeit durch den 
Vorsitzenden des Rates der Stadt, des Stadtbezirkes bzw. der 
Gemeinde verweigert wird.

§29

Ausscheiden eines Kandidaten

(1) Wenn ein Kandidat vor der Wahl ausscheidet, ist der Natio­
nalrat der Nationalen Front des demokratischen Deutschland bzw. 
der betreffende Ausschuß der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland berechtigt, bis spätestens 5 Tage vor dem Wahltag 
einen anderen Kandidaten zu benennen.

(2) Das Ausscheiden eines Kandidaten wird durch Beschluß der 
zuständigen Wahlkreiskommission festgestellt und von der Wahl­
kommission der Republik bzw. der zuständigen Bezirks-, Kreis-, 
Stadt-, Stadtbezirks- oder Gemeindewahlkommission bestätigt. In 
der gleichen Weise erfolgt auch die Entscheidung über die Aufnahme 
eines neuen Kandidaten in den Wahlvorschlag.
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